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Bremen
Sechs Episoden Bremer Geschichte aus den vergangenen zwei Jahr-
hunderten. Da ist der Anwalt der Giftmörderin Gesche Gottfried, der 
als einer der ersten die Schuldunfähigkeit ins juristische Spiel bringt. 
Oder der Mann, der 1901 ein Attentat auf Kaiser Wilhelm II. verübt. Oder der Mann, der 1901 ein Attentat auf Kaiser Wilhelm II. verübt. 
Nach dem letzten Weltkrieg ist es Bürgermeister Wilhelm Kaisen, 
welcher einen für die Hansestadt hochgefährlichen wilden Streik 
eindämmen und damit Bremens Ruf als Welthafen retten kann.

Diese und andere Geschehnisse rücken durch David Erlays bildhafte 
und detaillierte Darstellung wieder oder gar neu ins Bewusstsein. 

Mit seinem Buch taucht der Leser ein in die Bremer Vergangenheit
und macht sie zur eigenen Gegenwart.

So bleibt Geschichte lebendig.
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DER KUTSCHER LEID,  
IHN MACHTE ES BEREIT

Kaisens frühe Erfahrung hilft ihm 1951,  
den wilden Hafenstreik zu zähmen

»Die Wendung zum Terror war vollzogen. Drei aus Frankfurt 
am Main importierte Terroristen ließen alle Register spie-
len. Der wilde Streik, der am Montag eingesetzt hatte, kam 
am Dienstag voll zum Durchbruch. Die Parole: ›Schichtlohn 
14,07 D-Mark oder Streik‹ hatte ihre Wirkung erreicht. Die 
Arbeitswilligen wurden mit Gewalt daran gehindert, sich bei 
der Vermittlung zu melden. Eine Versammlung von Hand-
werkern, die das Betriebsratsmitglied Franz Gerber einbe-
rufen hatte, musste abgeblasen werden, weil das Versamm-
lungslokal bereits von denselben Leuten besetzt war, die am 
Montagnachmittag den Streikbeschluss erzwungen hatten. 
Der Versuch der Streikleitung, am gleichen Tage eine Ver-
sammlung vor Schuppen 13 durchzuführen, scheiterte an ei-
nem polizeilichen Verbot. Man versammelte sich daraufhin an 
anderer Stelle. Dort erfolgte die Absetzung der führenden Ge-
werkschaftsfunktionäre. Das Wort nahmen Gautier, Schramm 
und Wichmann, drei KP-Funktionäre, die keine Hafenarbei-
ter sind. In einer zweiten Versammlung vor der Vermittlungs-
stelle wurde beschlossen, zum Rathaus zu ziehen. Inszenator 3 
war der Kommunist Gautier. Am Dienstag kam auch im Senat 
der Streik zur Sprache, und es wurde ein Aufruf beschlossen, 
der keinen Zweifel ließ, dass wilde Streiks verfassungswidrig 
sind. Der Empfang des Demonstrationszuges am Eingang zur 
Innenstadt und am Rathaus hatte die dementsprechende Note. 
Am Mittwoch ruhte die Arbeit im Überseehafen weithin.  
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Die Arbeiter der festen Betriebe nahmen allerdings nach wie 
vor nicht an dem Streik teil. Eine persönliche Vermittlungsak-
tion, die Bürgermeister Kaisen am Mittwochnachmittag un-
ternahm, verlief sehr dramatisch.«

Als diese Zeilen am 27. Oktober 1951 in der Bremer Volks-
zeitung erschienen, dem Parteiorgan der Sozialdemokraten, 
war die Gefahr bereits gebannt. Bremen hat, das Blatt sagt es, 
»eine dramatische Oktoberwoche« hinter sich: »Die traditi-
onell aufgelockerte Freimarktzeit wurde dunkel überschattet 
von einem ernsten Ereignis. Im Überseehafen, dem empfind-
lichen Nerv der Welthandelsstadt, ruhte die Arbeit.«

Dabei lief doch alles bestens. Adenauer persönlich hatte 
Kaisen am 6. April telefonisch mitgeteilt, dass auf der AG We-
ser wieder Schiffe vom Stapel laufen dürfen – die Alliierten 
hatten im Potsdamer Abkommen den für den Hafen lebens-
wichtigen Bau untersagt. Große Pötte aber bringen großes 
Geld und Gutes für die, die sie herstellten. Der Bürgermeister 
hatte gute Vorarbeit geleistet, war im Vorjahr sechs Wochen 
in den USA gewesen, um für eine Lockerung der alliierten 
Einschränkung einzutreten. Die Voraussetzungen waren 
günstig: Bremen bildete eine amerikanische Enklave, und 
die Amerikaner waren es gewesen, die 1945 bei Kaisen in 
Borgfeld vorfuhren, um ihn von der Scholle wegzuholen und 
ihn neu im Senat zu installieren. Dort arbeitete er ab dem 
1. August auf andere Art, gewann im Nu nicht nur in Bre-
men, sondern bundesweit hohe und höchste Anerkennung 
(manche Kreise hätten ihn gern als Außenminister gesehen). 
Klar, dass nicht alles Wiedererstandene das Herz der Schau-
erleute wärmte: Dass die durch Bomben schwer beschädigte 
Bachorgel im Dom 1951 in alter Herrlichkeit brausen konn-
te, empfanden sie nicht unbedingt als persönliche Wohltat. 
Eher schon, dass es endlich wieder eine Bahnsteighalle gab.  
Wichtig war aber erst recht eine Wiederöffnung, die ebenfalls 
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Einige Bremer Häfen um 1950, links der Überseehafen.  
Nach dem Krieg gab es nur einen Wunsch in der Hansestadt: 
Die Häfen sollten wieder brummen.



7

mit Gleisen zu tun hatte: die des Weserbahnhofs, unerlässli-
ches Bindeglied zwischen Hafen und Bahn. Was der eigenen 
Hände Arbeit betraf: Die Zeit der Gabelstapler kündigte sich 
an, die Schufterei würde kein Ende, doch große Erleichterung 
erfahren – nach dem Motto: Das Fieber geht runter. Bremen 
war – nach dem immer etwas grimmig beäugten Hamburg 
– eine durch und durch vom Hafen geprägte Stadt: Fast 40 
Prozent der Bevölkerung lebte direkt oder indirekt von ihm. 
Ganz selbstverständlich also, dass alles, was an den Piers und 
Schuppen geschah, unmittelbar in der Blutbahn der Bremer 
landete.

Und nun, wie die Volkszeitung am 27. Oktober rekapitu-
lierte, war Gewitter. Denn: »Die Erregung über den unbe-
friedigenden Ausgang der Lohnverhandlungen hatte große 
Kreise der bremischen Hafenarbeiterschaft veranlasst, der 
Parole eines wilden Streiks zu folgen. Es hat sich als Fazit die-
ser bewegten Tage ergeben, dass ohne Zustimmung der Ge-
werkschaften kein erfolgreicher Streik möglich ist. Das harte 
Ringen zwischen der Sektionsleitung der Gewerkschaft ÖTV 
[…] und den gegnerischen Kräften, die bewusst oder nicht 
bewusst im kommunistischen Fahrwasser schwammen, en-
dete – dank der entscheidenden Unterstützung durch Senats- 
präsident Kaisen – verhältnismäßig schnell mit einem Erfolg 
der besonnenen Elemente unserer Hafenarbeiterschaft.«

»Das Vorspiel«, berichtete die Volkszeitung beim Blick 
zurück, »begann bereits am 1. Oktober, dem ersten Ver-
handlungstag in Hamburg. Die Gewerkschaften hatten ein 
denkbar steiniges Feld zu bearbeiten. Die Arbeitgeber boten 
ganze zwei Pfennige als Lohnzuschlag. Der erste Sitzungstag 
endete mit einer Verbesserung des Angebots auf vier Pfen-
nig. Nach achtstündiger Verhandlung beim zweiten Treffen 
der Lohnkommission bestand das Entgegenkommen der  
Arbeitgeberseite in der Zusage, acht Pfennig mehr zu zahlen.  
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Man beäugt sich 1950 nicht gerade freundlich: Staatsmacht 
und streikende Hafenarbeiter.  
Rechts: Cuxhavener Str. 7, einst Stauerei Heinrichs.
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Die Große Lohnkommission der Gewerkschaft ÖTV lehnte 
dieses Angebot ab. Daraufhin trat die Kleine Lohnkommission  
am 15. Oktober nochmals in Verhandlungen ein, die zehn 
Stunden dauerten. Aber man kam nicht weiter. Noch am glei-
chen Tage wurde von Dr. Stenzel der […] Schiedsspruch ge-
fällt: Erhöhung des Schichtlohns der Hafenarbeiter von 12,24 
D-Mark auf 12,96 D-Mark, das heißt eine Verbesserung des 
Stundenlohns um neun Pfennig.«

Lange schon geisterte das Wort vom Arbeitskampf zwi-
schen den Schuppen und Kränen an Weser und Elbe. »Der 
Bremer Senatspräsident Kaisen und der Hamburger Bürger-
meister Brauer«, meldete der Weser-Kurier am 12. Oktober, 
»bemühen sich um eine Vermittlung mit dem Ziel der Ver-
hinderung eines allgemeinen Streiks in den deutschen Seehä-
fen.« Die Initiative zu diesem Schritt war von Bremen ausge-
gangen. Kaisen, der wie kein anderer wusste, was ein  für das 
sich eben wieder aufrappelnde Bremen bedeuten würde, hat 
im Einvernehmen mit dem Gesamtsenat zu dieser gemeinsa-
men Aktion der ansonsten eher auf Distanz und Konkurrenz 
bedachten hanseatischen Schwesterstädte angeregt.

Die gesuchte Nähe zur Elbe war für den (Neu-)Bremer 
Kaisen eine, die sich anbot, kam er doch in Hamburg zur 
Welt, am 22. Mai 1887 in Eppendorf, als Sohn eines gelern-
ten Maurers. Seine Lebensstation aber sollte Bremen sein, 
zunächst als Journalist bei der SPD-Zeitung. Da hatte er 
aber schon, 22-jährig, in seiner Heimatstadt eine prägende 
Erfahrung gemacht, die eines ebenso individuellen wie bitter 
notwendigen Streiks: 14 Firmen-Kutscher begehrten in Wil-
helmsburg gegen die erbärmliche Bezahlung ihrer täglichen 
vielstündigen Fuhrwerk-Maloche auf. Der Bericht, den das 
Hamburger Echo dazu am 27. Oktober 1909 veröffentlichte, 
lag bis zum Abschied vom Rathaus in Kaisens Schublade.  
In noch jüngeren Jahren, 1886 und 1887, hatte er seinen Vater 
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vom Streik der Hamburger Hafenarbeiter reden hören, eben-
falls wegen besserer Lohnbedingungen natürlich, und ob-
wohl die 17.000 Aufmüpfigen elf Wochen lang durchhielten, 
endete er am 6. Februar 1887 mit ihrer absoluten Niederlage. 
Das alles hatte Kaisen vor Augen, als die Zeichen in Bremen 
im Oktober 1951 auf Sturm standen.

Er setzte dabei, wie er dem Weser-Kurier sagte, auf den 
»bereits bei früheren Lohnstreitigkeiten bekanntgewordenen 
Schlichter Dr. Stenzel«, einem Mann aus Hamburg. Beide 
Seiten, so hoffte der Bürgermeister fest, würden den Schieds-
spruch annehmen. 

Wenn er sich da mal nicht täuschte.
Eingeläutet worden war das heikle Geschehen am 15. Ok-

tober mit einer »illegalen Vorprobe« (Bremer Volkszeitung) 
im Überseehafen: »Angeblich um den Rücken der Kleinen 
Lohnkommission zu stärken«, wurde »im Hafen Stimmung 
für einen Sitzstreik gemacht. Auf drei Schiffen kam dieser 
[…] wilde Streik für die Dauer von dreißig Minuten zur 
Durchführung. Die Folge war die Entlassung der beiden Ha-
fenarbeiter Runkel und Mailand als Rädelsführer.«

»Rädelsführer«: Damit ist klar, dass die Genossen die Lage 
für angeheizt hielten.

Da bließ die kommunistische Tribüne der Demokratie na-
türlich ganz anders ins Horn: »Auf sämtlichen Dampfern« im 
Überseehafen, verkündete sie am 16. Oktober, sei ein Warn-
streik erfolgt. Er beweise den »festen Willen« der Hafenar-
beiter, »die Forderung von 14,07 D-Mark je Schicht mit dem 
Streik durchzusetzen.« Für die KPD-Gazette war der Schieds-
spruch Dr. Stenzels ein »Schandspruch«, auf den die Hafen-
arbeiter der Wasserkante bei der Urabstimmung mit »einem 
überwältigenden Beschluss […] für den Streik« antworten  
würden. Aber auch wenn die Partei die Arbeiter als »zum  
Kampf entschlossen« hinstellte, drückte sie den Wert von  
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Abstimmungen etwas nach unten – so, als mindere selbst ein 
für sie negatives Ergebnis nicht die Bedeutung des Anliegens. 
Und war für die Genossen das eigentlich Entscheidende jene 
»Kraft«, die jetzt an der Küste in der »Aktionseinheit aller 
Arbeiter« zum Ausdruck komme. »Alle Arbeiter«, und das 
waren für sie in diesem Fall mal tatsächlich alle: »Sozialde-
mokraten, Kommunisten oder Parteilose«. Na dann.

Wie richtig die KPD mit ihrem Misstrauen in Sachen Ab-
stimmung lag, ist bald in der Zeitung nachzulesen: »Kein Ha-
fenstreik«, teilte der Weser-Kurier am Montag, 22. Oktober, 
den aufatmenden Bremern mit: »Die Urabstimmung ... in 
den Nord- und Ostseehäfen erbrachte nicht die notwendige 
75-Prozent-Mehrheit für die Ablehnung des am 15. Oktober 
gefällten Schiedsspruchs. Der Schiedsspruch gilt somit als 
angenommen.« Allerdings, allerdings: In den Häfen von Bre-
men, Bremerhaven, Nordenham, Brake und Emden votier-
ten rund 83 Prozent gegen den Schiedsspruch, lediglich 11,5 
Prozent für die Annahme, dazu das Säckchen der ungültigen 
Stimmen. Die Beteiligung an der Urabstimmung freilich war 
nicht eben überwältigend: 65,8 Prozent.

Dass die meisten der in und um Bremen zur Wahl gegan-
genen Hafenarbeiter den Vergleichsvorschlag – ganz im Sin-
ne der KPD – zum Teufel gewünscht haben, änderte jedoch 
nichts an der Tatsache, dass, aufs Ganze gesehen, die Stimmen 
nun mal nicht ausreichten, um den Schiedsspruch zu Fall zu 
bringen. Man würde also mit ihm leben müssen. Aber es ru-
morte – und das so stark, dass noch am 22. Oktober zu einer 
Delegiertenversammlung in ein Umformerwerk der Bremer 
Lagerhaus-Gesellschaft (BLG) gerufen wurde. »Man war«, 
meldet die Bremer Volkszeitung, »tolerant genug, Abgesandte 
von den Schiffen zuzulassen. Man war weiter so tolerant, ei-
nem ›Kampfkomitee‹, das sich am Montagvormittag gebildet  
hatte, Zutritt zu gewähren. Zwei Hamburger, übrigens  



13

typische Neulinge in der Gewerkschaftsbewegung, hielten 
Brandreden. Der Kommunist Willi Müller, ein Angestellter 
der BLG, brachte als erster den Antrag ein, den Eintritt in den 
Streik zu beschließen. Ihm wurde von den Gewerkschafts-
vertretern geantwortet, dass die Versammlung gar nicht das 
Mandat habe, über einen Streik abzustimmen. Ein Streik 
kann nur nach Urabstimmung beschlossen werden, alles an-
dere ist wilder Streik.«

»Wie auf ein Stichwort«, fährt das Blatt fort, »drangen 
nunmehr sogenannte Hafenarbeiter, unkontrollierbare Ele-
mente, in den Versammlungsraum ein. (Diese ›Spontaneität‹ 
war offensichtlich mit Bedacht organisiert!) Der ›Hafenarbei-
ter‹ Müller als führender KP-Funktionär riss die Leitung der 
Versammlung an sich. Er proklamierte die Forderung nach 
einer Lohnerhöhung um nicht weniger als 75 Prozent. Sein 
Antrag auf Streikbeschluss fand nunmehr die Mehrheit der 
von den Eingedrungenen beherrschten Versammlung. Die 
Regie hatte geklappt. Einer der zur Besonnenheit mahnen-
den Funktionäre, Erich Ströh, wurde tätlich angegriffen.« Die 
eingangs erwähnte »Wendung zum Terror« war damit, resü-
mierte das Organ der Sozialdemokraten, vollzogen.

 Werk einer von Stalin nach Bremen befohlenen Fünften 
Kolonne? In seinem Resümee in der Zeit hat der renommier-
te Journalist Claus Jacobi keinen Zweifel daran, dass der lange 
Arm des Kreml-Gewaltigen bis an die Weser gereicht hat. 

 Die Dämme brachen auch in Hamburg, wo ebenfalls 
ein Teil der sogenannten ›unständig beschäftigten‹ Hafenar-
beiter in den Streik trat. »Die Gewerkschaft«, berichtete sogar 
die US-amerikanische Presseagentur United Press International 
(UPI), »hat daraufhin die Hafenarbeiter vor kommunistischen 
Unruhestiftern gewarnt und darauf verwiesen, dass die 
KPD-Leitung Spitzenfunktionäre nach Hamburg geschickt 
habe, die die Arbeiter aufwiegeln sollten.«
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Und Dienstag, 23. Oktober, hieß es in den Bremer Nach-
richten: »Der von kommunistischer Seite angezettelte Streik 
im Bremer Überseehafen greift weiter um sich. Alle etwa 
1.500 unständigen Hafenarbeiter verweigerten sich […], ihre 
Arbeit wieder aufzunehmen.« Denn obwohl, so wiederum 
der Weser-Kurier, »die Zusicherung der f bestand, Arbeits-
willigen Schutz zu gewähren, nahm kein Hafenarbeiter die 
Arbeit auf, als im Hafenbetriebsverein im Überseehafen un-
ter Polizeiaufsicht mit den Aufrufen zur Nachmittagsschicht 
begonnen wurde. Bis auf neun Mann lehnten auch in der Au-
ßenstelle Gröpelingen des Hafenbetriebsvereins, der noch die 
Frühschicht voll vermittelt hatte, alle Arbeiter die Arbeit ab. 
Damit wurden auch die Industriehäfen stillgelegt. Dort, wie 
im Überseehafen, arbeiteten nur mehr die festen Arbeitskräf-
te der ansässigen Betriebe.« Dabei wollte laut Bremer Nach-
richten »der größte Teil der unständigen Hafenarbeiter […] 
die Arbeit wieder aufnehmen, fürchtet jedoch Repressalien 
kommunistischer Streikterroristen.«

Roter Oktober.
»Während die Angestellten des Hafenbetriebsvereins be-

schäftigungslos auf den Feierabend« warteten, wie im We-
ser-Kurier nachzulesen ist, bewegte sich »ein Demonstrati-
onszug von über tausend Personen vom Überseehafen zum 
Rathaus.« Auf dem Wege dorthin und später am Rathaus selbst 
kam es »zum massiven Einsatz von Polizei«. Als eine Delega-
tion der Arbeiter den Senatspräsidenten sprechen wollte, trieb 
man die Demonstranten mit Gummiknüppeln auseinander, 
»nachdem man vorher vergeblich versucht hatte, den An-
marsch zum Rathaus zu verhindern«. »Tumulte«, so die Bremer 
Nachrichten präziser, »wie sie Bremen seit dem Kriege nicht 
mehr erlebt hat.« Und: »Nachdem die aus sieben Mann beste-
hende Delegation schon am Rathauseingang zurückgewiesen  
worden war, erstieg eines der Delegationsmitglieder das Podest 


